
www.ssoar.info

Generationengerechte Finanzpolitik im Bundesstaat
- ohne Aussicht auf Erfolg? Zur Effektivität
der sogenannten "Schuldenbremse" in den
Bundesländern
Grohmann, Lea

Veröffentlichungsversion / Published Version
Zeitschriftenartikel / journal article

Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Grohmann, L. (2013). Generationengerechte Finanzpolitik im Bundesstaat - ohne Aussicht auf Erfolg? Zur Effektivität
der sogenannten "Schuldenbremse" in den Bundesländern. Journal für Generationengerechtigkeit, 13(2), 65-79.
https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-368285

Nutzungsbedingungen:
Dieser Text wird unter einer CC BY-NC-ND Lizenz
(Namensnennung-Nicht-kommerziell-Keine Bearbeitung) zur
Verfügung gestellt. Nähere Auskünfte zu den CC-Lizenzen finden
Sie hier:
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de

Terms of use:
This document is made available under a CC BY-NC-ND Licence
(Attribution-Non Comercial-NoDerivatives). For more Information
see:
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0

http://www.ssoar.info
https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-368285
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0


65

Sachverständigenrat zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2011):
Verantwortung für Europa wahrnehmen. In:
Jahresgutachten 2011/2012. Wiesbaden:
Statistisches Bundesamt.

Sachverständigenrat zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2010):
Chancen für einen stabilen Aufschwung. In:
Jahresgutachten 2010/2011. Wiesbaden:
Statistisches Bundesamt.

Schaltegger, Christoph A. (2002): Budget-
regeln und ihre Wirkung auf die öffentli-
chen Haushalte: Empirische Ergebnisse aus
den US-Bundesstaaten und den Schweizer
Kantonen. In: Schmollers Jahrbuch 122,
369-413.

Schaltegger, Christoph A. (2001a): Ist der
Schweizer Föderalismus zu kleinräumig? In:
Swiss Political Science Review, Jg. 7
(1/2001), 1-18.

Schaltegger, Christoph A. (2001b): e Ef-
fects of Federalism and Democracy on the
Size of Government: Evidence from Swiss
Sub-national Jurisdictions. In: ifo Studien
47, 145-162.

Schaltegger, Christoph A. / Feld, Lars P.
(2007): Are Fiscal Adjustments Less Suc-
cessful in Decentralized Governments? In:
CESifo Working Paper No. 1946. München.

Schumpeter, Joseph A. (1959): Aufsätze zur
Ökonomischen eorie. Tübingen: Mohr
Verlag.

Sen, Amartya K. (1967): Isolation, Insu-
rance and the Social Rate of Discount. In:
e Quarterly Journal of Economics, Jg. 81
(1/1967), 112-124.

Terhalle, Fritz (1952): Geschichte der deut-
schen öffentlichen Finanzwirtschaft vom Be-
ginn des 19. Jahrhunderts bis zum Schlusse
des zweiten Weltkrieges. In: Gerloff, Wil-
helm / Neumark, Fritz (Hg.): Handbuch der
Finanzwissenschaft, 1. Band. 2. Auflage. Tü-
bingen: J.C.B. Mohr. S. 273-326.

Velasco, Andres (1999): A Model of Endo-
genous Fiscal Deficits and Delayed Fiscal
Reforms. In: Poterba, James M. / Hagen,
Jürgen von (Hg.): Fiscal Institutions and Fis-
cal Performance. National Bureau of Eco-
nomic Research (NBER) Conference
Report, Series III. University of Chicago
Press. S. 37-58.

Weizsäcker, Carl C. von (2011): Public
Debt Requirements in a Regime of Price
Stability. Reprints of the Max Planck Insti-
tute for Research on Collective Goods.
Bonn.

Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesmi-
nisterium der Finanzen (2001): Nachhaltig-
keit in der Finanzpolitik: Konzepte für eine
längerfristige Orientierung öffentlicher
Haushalte. In: Schriftenreihe des Bundes-
ministeriums der Finanzen, Heft 71. Bonn.
http://www.bundesfinanzministerium.de/nn
_3378/DE /Wirtschaft__und__Verwal-
tung/Finanz__und__Wirtschaftspolitik/Wis
senschaftlicher__Beirat/Gutachten__und__

Stellungnahmen/Ausgewaehlte__Texte/912
6.html. Abruf am 20.5.2012.

Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesmi-
nisterium der Finanzen (2007): Zur Schul-
denbremse für Bund und Länder – Für eine
Neufassung der Verschuldungsgrenzen im
Grundgesetz. Brief an Bundesfinanzminister
Peer Steinbrück. Berlin. Wiederabgedruckt
in: Bundesministerium der Finanzen (Hg.)
(2008): Gutachten und Stellungnahmen
1999-2008. Berlin et al.: Richard Boorberg
Verlag, 445-449.

Heiko T. Burret (geb.
1984) ist Diplom-
Volkswirt und derzeit
Forschungsreferent
und Doktorand am
Walter Eucken Insti-
tut, Freiburg im Breis-
gau. Er ist zudem

Dozent am European Union Center des In-
stitute for the International Education of
Students (IES Abroad). Sein Forschungs-
schwerpunkt liegt in dem Bereich Neue Po-
litische Ökonomie, insbesondere
Finanzpolitik und fiskale Auswirkungen fö-
deraler Institutionen.

Kontaktdaten: 
Dipl.-Volksw. Heiko Burret
Walter Eucken Institut e.V., 
Goethestraße 10, 79100 Freiburg
Telefon: +49.761.79097-21
Fax: +49.761.79097-97 
Web: http://www.eucken.de
E-Mail: burret@eucken.de

Journal für Generationengerechtigkeit
13. Jahrgang · Ausgabe 2/2013

Generationengerechte Finanzpolitik im Bundesstaat –
ohne Aussicht auf Erfolg? Zur Effektivität der sogenannten

„Schuldenbremse“ in den Bundesländern
von Lea Grohmann

usammenfassung: Die stetig wach-
sende Staatsverschuldung minimiert
den Handlungsspielraum künftiger

Generationen. Die im Rahmen der Föderalis-
musreform II in Art. 109 III GG verankerte
sogenannte „Schuldenbremse“ soll den Anstieg
der Staatsverschuldung mithilfe eines Netto-
neuverschuldungsverbots begrenzen und be-

zieht hierbei die in ihrer Haushaltsführung
grundsätzlich selbstständigen Länder ein. Bei
der Umsetzung der grundgesetzlichen Vorgaben
eröffnen sich den Ländern Umgehungsmög-
lichkeiten, aber auch Verbesserungspotential.
Die effektive Verwirklichung von generatio-
nengerechter Schuldenpolitik hängt von der
Ausnutzung dieser Spielräume ab – und somit

maßgeblich vom Konsolidierungswillen politi-
scher Entscheidungsträger. Die Frage einer ge-
nerationengerechten Staatsschuldenpolitik stellt
auch nach der Föderalismusreform II im Kern
eine Frage politischen Verantwortungsbewusst-
seins dar.*
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Generationengerechte Finanzpolitik
unter föderalen Bedingungen – 
ein Problemaufriss
Die Staatsverschuldung der Bundesrepublik
Deutschland hat sich in den vergangenen 60
Jahren von circa 9,5 Milliarden Euro auf
etwa 2.011 Milliarden Euro mehr als ver-
zweihundertfacht.1 Die den gegenwärtigen
Steuerzahlern nachfolgende heutige Kinder-
generation, aber auch noch nicht geborene
Individuen erben einen scheinbar unauf-
haltbar wachsenden Schuldenberg, dessen
Verwaltungskosten zu tragen und dessen
Zinsen obendrein zu tilgen sind. Die sich
hieraus ergebende Benachteiligung gegen-
über der vorangegangenen Generation
 widerspricht dem Prinzip der Generatio-
nengerechtigkeit. Eine Gerechtigkeit zwi-
schen Generationen ist nur dann erreicht,
wenn niemand aufgrund seiner Zugehörig-
keit zu einer bestimmten Generation
 benachteiligt wird.2 Der Anteil der Bundes-
länder an dieser die kommenden Generatio-
nen belastenden Gesamtstaatsverschuldung
der Bundesrepublik Deutschland beträgt
derzeit knapp 30 Prozent.3 Um der stetig
wachsenden Staatsverschuldung entgegen-
zutreten, kommt es daher wesentlich auf die
Haushaltsführung der Länder an. Im föde-
ralen System der Bundesrepublik Deutsch-
land gibt es jedoch keinen einheitlichen
Akteur, der die gesamten Schulden der öf-
fentlichen Hand begrenzen könnte. Das in
Art. 20 I GG normierte Bundesstaatsprin-
zip schreibt die Gliederung der Bundesre-
publik in Bund und Länder mit je eigener
Staatsqualität vor. Art. 109 I GG garantiert
als Element dieser Staatlichkeit eine grund-
sätzlich selbstständige und voneinander un-
abhängige Haushaltswirtschaft des Bundes
und der Länder. Da der moderne Staat seine
Aufgaben in erster Linie durch den Einsatz
von Geld erfüllt, stellt die Finanzautonomie
einen eminent wichtigen Gradmesser für die
Staatlichkeit der Länder dar.4 Die Länder sind
nach diesem Grundsatz prinzipiell auch in der
Entscheidung über das „Ob“ und „Wie“ einer
staatlichen Kreditaufnahme autonom. Die
sich hieraus ergebenen Konsequenzen zeich-
neten sich unter anderem im Frühjahr 2002
deutlich ab: Deutschland erhielt, obwohl die
Bundesebene die Neuverschuldung begrenzen
konnte, fast einen „Blauen Brief“ von der Eu-
ropäischen Union, da für dieses Jahr ein De-
fizit von 2,7 Prozent des BIPs erwartet wurde,
welches recht nahe an die Maastricht-Grenze
von 3 Prozent kam. Der Grund dafür war da-
mals der deutliche Anstieg der Defizite der
Bundesländer und Kommunen.5
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In einem föderalen Staat mit (zumindest
teilweiser) fiskalischer Autonomie der Glied-
staaten und Gemeinden sind folglich Rege-
lungen für alle drei Ebenen erforderlich.6 Da
das Finanzwesen im Bundesstaat ein Ge-
samtgefüge darstellt, gewährleistet das
Grundgesetz die Autonomie der Haushalts-
wirtschaft der Länder auch nicht uneinge-
schränkt. Denn mit einer Begrenzung der
ausufernden Staatsverschuldung sichert der
Bund letztlich auch die Eigenstaatlichkeit
der Länder.7 Folgerichtig reformiert das Ge-
setz zur Änderung des Grundgesetzes vom
29. Juli 2009 die nationalen Verschuldungs-
regelungen und setzt in Art. 109 III GG
zum ersten Mal konkrete Grenzen der
Staatsverschuldung für die Länder. Die Fi-
nanzautonomie der Länder wird hierdurch
zu Gunsten einer gesamtstaatlich wirksamen
Schuldenbegrenzungspolitik eingeschränkt.
Dem Landesgesetzgeber werden in Art. 109
III S. 5 GG aber auch ausdrücklich Rege-
lungsspielräume eingeräumt. Solche ergeben
sich darüber hinaus aus der vielfach kriti-
sierten Fülle an unbestimmten Rechtsbe-
griffen8 in der Neuregelung des Art. 109 III
GG. Die Ausgestaltung dieser Regelungs-
spielräume durch den jeweiligen Gesetzge-
ber determiniert maßgeblich die Aussichten
der neuen Schuldenbegrenzungsregeln auf
Entfaltung ihrer intendierten generationen-
gerechten Wirkung auf Landesebene. Es er-
öffnen sich Umgehungsmöglichkeiten der
„Schuldenbremse“, aber auch Verbesse-
rungspotential hinsichtlich eventueller
Schwächen der bundesrechtlichen Vorga-
ben, welche im Folgenden beleuchtet wer-
den sollen.

Die Einführung einer sogenannten
„Schuldenbremse“ durch die Föderalis-
musreform II
Generationengerechte Staatsschuldenregeln als
Zielvorgabe finanzpolitischer Rechtssetzung
Zunächst ist festzustellen, ob und inwieweit
für die Erforderlichkeit der Einführung
einer „Schuldenbremse“ auf das Prinzip der
Generationengerechtigkeit zurückgegriffen
werden kann.
Die Weltkommission für Umwelt und Ent-
wicklung definiert in ihrem im Jahre 1987
veröffentlichten Brundtland-Bericht dauer-
hafte nachhaltige Entwicklung als eine
 Entwicklung, die die Bedürfnisse der Ge-
genwart befriedigt, ohne zu riskieren, dass

künftige Generationen ihre eigenen Bedürf-
nisse nicht befriedigen können.9 Im Einzel-
nen wird nachhaltige Entwicklung als
Gleichgewicht zwischen dem wirtschaftli-
chen System, der sozialen Struktur und der
Umwelt verstanden („Drei-Säulen-Kon-
zept“).10 Das Konzept der Nachhaltigkeit
geht über die Anforderungen einer inter-
temporalen Generationengerechtigkeit11

hinaus, indem es auch das Spannungsver-
hältnis zwischen der intergenerationellen
Gerechtigkeit und der intragenerationellen
Gerechtigkeit erfasst, also auch die Bedürf-
nisbefriedigung innerhalb der gegenwärtigen
Bevölkerung thematisiert. Generationenge-
rechtigkeit beschreibt hingegen, wie ein-
gangs gesehen, einen Zustand, in dem
niemand aufgrund seiner Zugehörigkeit zu
einer bestimmten Generation benachteiligt
wird und somit ein Verhältnis der Gerech-
tigkeit zwischen den Generationen, nicht in-
nerhalb einer Generation.12

Folglich kann ein intertemporal generatio-
nengerechtes Vorgehen durchaus im Wider-
spruch zu einer nachhaltigen Entwicklung
stehen, sofern es mit intragenerationellen
Gerechtigkeitsinteressen kollidiert. Diese
Feststellung ist auf den Bereich der finanz-
politischen Rechtssetzung zu übertragen:
 Alleinige Aufgabe eben jener kann nicht
sein, Generationengerechtigkeit zu schaffen.
Vielmehr muss Konformität mit dem wei-
tergehenden Konzept der Nachhaltigkeit an-
gestrebt werden, das heißt: auch Interessen
gegenwärtiger Generationen müssen be-
rücksichtigt werden. Die Begrenzung der
Staatsverschuldung zur Wahrung der Hand-
lungsspielräume künftiger Generationen ist
somit nur ein Aspekt einer nachhaltigen
 Finanzpolitik. Sie stellt als Teil der ökono-
mischen Komponente im Drei-Säulen-Kon-
zept ein wesentliches Element nachhaltiger
Entwicklung dar.

Intergenerationelle Wirkung der 
Staatsverschuldung
Schon die Finanzwissenschaft des 19. Jahr-
hunderts attestierte dem Instrument der
staatlichen Kreditaufnahme als Teil der
 Finanzpolitik eine Auswirkung auf die Si-
tuation der verschiedenen involvierten Ge-
nerationen. Nach dem viel zitierten Satz des
Finanztheoretikers Lorenz von Stein „tue ein
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Gehe lieber ohne Abendbrot zu Bett,
als dass du mit Schulden aufstehst.
/ Benjamin Franklin /

Wir borgen oft von der Zukunft, um
die Schulden aus der Vergangenheit
zu bezahlen. 
/ Khalil Gibran /
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Staat ohne Staatsverschuldung entweder zu
wenig für seine Zukunft oder fordere zu viel
von seiner Gegenwart“. In diesem Sinn soll
vor allem im Fall langfristiger Investitionen
die Finanzierungslast mittels staatlicher
 Verschuldung über Jahre hinweg auf die Ge-
nerationen verteilt werden. Dem zukünfti-
gen Nutzen einer Investition stünden die
schuldenbedingten Lasten gegenüber, sodass
jede Generation über die Zeit hinweg gleich-
mäßig belastet würde.13 Nach dieser ese
von der Lastenverschiebung ergibt sich aus
Gründen der intergenerationellen Gerech-
tigkeit sogar die Notwendigkeit der Kredit-
finanzierung öffentlicher Investitionen.14

Generationengerechte finanzpolitische
Rechts setzung könnte demnach keine die
Kreditaufnahme weitestgehend verbietende
Rechtssetzung sein. Die zukunftsbegünsti-
gende Wirkung von vielen Investitionen ist
jedoch nicht sicher festzustellen. Zudem
wurde das Instrument der Kreditaufnahme
in den vergangenen Jahrzehnten vielfach zur
Finanzierung anderer als investiver Ausga-
ben eingesetzt. Denn von der Möglichkeit
der Kreditfinanzierung geht nicht unbedingt
ein politischer Anreiz zu höheren öffentli-
chen Investitionen aus – das starke An-
wachsen staatlicher Defizite ist sogar oft mit
einem Rückgang der staatlichen Investiti-
onsquote verbunden.15 Die durch eine un-
eingeschränkte Kreditaufnahmemöglichkeit
verursachte wachsende Schuldenlast ist hin-
gegen geeignet, zukünftiges Wachstum zu
beschränken. Denn die haushaltspolitische
Zukunftsperspektive bei einer permanent
fortgesetzten Staatsverschuldung wird maß-
geblich durch den Anstieg der Zinszahlun-
gen bestimmt. Diese drohen zur quantitativ
wichtigsten aller Staatsausgaben zu erwach-
sen. Schon jetzt sind die zur Bedienung der
öffentlichen Schulden notwendigen Zins-
ausgaben zum drittgrößten Posten der
Staatsausgaben aufgestiegen.16 Die Ent-
scheidungsfreiheit und Prioritätensetzung
künftiger Generationen wird hierdurch stark
eingeschränkt, ohne dass dieser Benachteili-
gung ein belegbarer positiver Effekt der
Staatsverschuldung für künftige Generatio-
nen entgegen gehalten werden könnte. Heu-
tige Defizite sind somit vielmehr ein
Indikator für künftige ökonomische Schwie-
rigkeiten.17 Da die Chancen zukünftiger Ge-
nerationen auf Befriedigung ihrer eigenen
Interessen aufgrund des minimierten Hand-
lungsspielraum nicht so groß sind wie die
der heutigen Generation, kann eine negative
intergenerationelle Wirkung von Staatsver-
schuldung festgestellt werden. Eine wirk-

same Schuldenbegrenzungsregel stellt somit
ein Instrument zur Schaffung intergenera-
tioneller Gerechtigkeit dar.

Risiko einer generationenungerechten Wirkung
von Schuldenbegrenzungsregeln − Belastung
künftiger Generationen durch Unterlassung
größerer Investitionsmaßnahmen
Doch auch ein gänzliches Verbot der Kre-
ditaufnahme könnte künftige Generationen
belasten, sofern wichtige größere Investiti-
onsmaßnahmen angesichts fehlender Fi-
nanzmittel unterbleiben. Fürsprecher der
Staatsverschuldung im Sinne der intergene-
rationellen Gerechtigkeit plädieren aus die-
sem Grund sogar gegen einen Vorrang des
Abbaus der Staatsverschuldung vor dem
 Tätigen von Zukunftsinvestitionen.18 Die
Begrenzung der Neuverschuldung auf das
Maß der investiven Ausgaben in Art. 115
GG scheint einen diese Gefahr berücksich-
tigenden Lösungsvorschlag darzustellen.
Aufgrund der Orientierung der Staatspraxis
am „Bruttoinvestitionsbegriff“ stellte sich
aber vielmehr eine die zukünftigen Genera-
tionen belastende Haushaltspraxis ein, da
entsprechend des Bruttoinvestitionsbegriffs
gegenläufige Effekte, wie Abschreibungen,
nicht berücksichtigt wurden und die Höhe
der Kreditaufnahme die tatsächlich getätig-
ten zukunftsbegünstigenden Investitionen
weit überschritt.19 Dementsprechend zielte
ein vom „Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung“ erarbeiteter Vorschlag auf eine
Beibehaltung der Investitionsorientierung
unter Neubestimmung des haushaltsrechtli-
chen Investitionsbegriffs − und setzte sich
nicht durch. Das Tätigen zukunftsbegünsti-
gender Investitionen stellt aber gleichfalls
eine Bedingung für generationengerechte Fi-
nanzpolitik dar und ist daher auch unter
Einhaltung des neuen strukturellen Netto-
neuverschuldungsverbots sicherzustellen.
Denkbar wäre, unter Fortentwicklung des
unbestimmten Rechtsbegriffs des „gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts“ des Art.
109 II GG die Notwendigkeit investiver
Ausgaben als Essentialia für ein solches
Gleichgewicht stärker zu betonen und hier-
durch eine Rechtspflicht für Bund, Länder
und Kommunen zu begründen. Aufgrund
des weiten Beurteilungs- und Entschei-
dungsspielraums des jeweiligen Haushalts-
gesetzgebers im Rahmen des Art. 109 II GG
ist die gerichtliche Überprüfbarkeit jedoch
begrenzt.20 Die Sicherstellung ausreichender
Finanzmittel für investive Ausgaben kann al-
lein durch ein kritisches Hinterfragen ande-

rer staatlicher Ausgaben erreicht werden.

Konsolidierung und (oder?) Wachstum – ein
Spannungsverhältnis im Spiegel politischer In-
teressen
Insbesondere auf europäischer Ebene stellte
sich jüngst ein Diskurs über Maßnahmen
für mehr Wachstum in den Mitgliedstaaten
ein. Die Erhaltung der ökonomischen Lei-
stungsfähigkeit einer Gesellschaft mit Hilfe
eines fortgesetzten Wirtschaftswachstums
auch in Zukunft ist wesentliche Vorausset-
zung einer (ökonomisch) nachhaltigen Ent-
wicklung.21 Über den angemessenen Weg zu
mehr Wachstum herrscht offener Dissens.
Der französische Präsident Francois Hol-
lande fordert staatliche Konjunkturpro-
gramme zur Belebung des Wachstums und
eine Relativierung der (angedachten) strik-
ten Sparpolitik. 

Zwar gehen Wirtschaftswissenschaftler
 tatsächlich von einem Multiplikator-Effekt
aus, wonach staatliche Konjunkturpro-
gramme ein Mehrfaches an privater Wirt-
schaftsleistung anstoßen können – die
exakte Größe des Multiplikators ist aber
stark umstritten. Mehrere Studien haben ge-
zeigt, dass die Multiplikatorwirkung von
Staatsausgaben auf die Wirtschaftsleistung
gering ist. Selbst wenn solche Konjunktur-
programme die Konjunktur kurzfristig
 stimulieren können – eine generationenge-
rechte langfristige Wirtschaftspolitik können
sie nicht ermöglichen. Da die ohnehin
schon hochverschuldeten Staaten solche
Konjunkturprogramme nur mittels neuer
Kreditaufnahmen finanzieren können, ist
der Weg in die Schuldenspirale vorgezeich-
net. Dieser aber ist gefährlich, denn ab einer
gewissen Schuldenquote werden die Zins -
lasten so drückend, dass die Wirtschaft
kaum noch wachsen kann.22 Die Erhaltung
der ökonomischen Leistungsfähigkeit einer
Gesellschaft ist dann nicht mehr gewährlei-
stet. Eine nachhaltige Haushaltskonsolidie-
rung steht somit nicht in Konkurrenz zu
dem Wachstumsziel, sondern bedingt dieses.
Mit den hohen Schuldenquoten, die in den
europäischen Krisenländern zu beobachten
sind, ist die kritische Marke schon erreicht
oder gar überschritten worden. Dessen un-
geachtet wird der Ruf von Politikern nach
mehr staatlicher Intervention lauter, stellt er
doch ein geeignetes Instrument zum Wäh-
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Was Wachstum schafft, darf sehr 
wohl mit Schulden finanziert werden. 
/ Helmut Schmidt /



lerfang dar. Die 2012 vom bayerischen Mi-
nisterpräsidenten Seehofer getätigte Aussage,
man werde mit Schuldenabbau in Europa
nicht auf einen Wachstumskurs kommen,23

verwundert da nicht mehr. Dem Bürger
wird suggeriert, es bestünde noch eine Wahl
zwischen einem konsequenten Schuldenab-
bau oder aber der Fortführung des
 herkömmlichen Umverteilens und Schul-
denmachens.

Notwendigkeit der Novellierung des Art. 109
GG angesichts des Erfordernisses generationen-
gerechter Finanzpolitik
Die Staatsschuldenpolitik der Bundesrepu-
blik Deutschland ist zweifelsohne reformbe-
dürftig: Die öffentliche Hand hat in den
vergangenen Jahrzehnten übermäßig und
permanent auf Kosten zukünftiger Genera-
tionen gewirtschaftet. Doch ob ein Umden-
ken der verantwortlichen Akteure aus dem
Wissen über die Notwendigkeit der Schul-
denbegrenzung heraus stattfinden wird, ist
fraglich. So konnten die schon bestehenden
Schuldenbegrenzungsregeln wider Sinn und
Zweck konsequent umgangen werden.
Weder die Ende der Regierungszeit der er-
sten Großen Koalition im Frühjahr 1969
verabschiedete erste Novelle des Art. 115
GG, noch die bisherigen unionsrechtlichen
Vorgaben des Europäischen Stabilitäts- und
Wachstumspaktes (ESWP) vermochten dem
Handlungsspielraum der politischen Ak-
teure Grenzen zu setzen. Die politische Ver-
suchung, die durch zusätzliche staatliche
Wohltaten auf Ausgabenseite entstehenden
Kosten lastenverschiebend einer Generation
aufzubürden, die für die heutige Regierung
als Wähler keine Rolle spielt, muss gewaltig
sein. Eine strikte gesetzliche Schuldenbe-
grenzungsregel für Bund und Länder, die
den Handlungsspielraum der Politik mini-
miert, ist somit aus der Perspektive einer ge-
nerationengerechteren Haushaltsführung
erforderlich.

Die Verschuldungstatbestände 
in Art. 109 III GG
Fraglich ist, ob die im Rahmen der Födera-
lismusreform II ergangene Novellierung der
nationalen Verschuldungsregeln der wach-
senden Schuldenlast mit dieser gebotenen
Schärfe entgegentritt. Die für die Bundes-
länder bei der Umsetzung der sog. „Schul-
denbremse“ maßgeblichen Regelungen
enthält Art. 109 III GG, der auf einem
grundsätzlichen Nettoneuverschuldungsver-
bot basiert, das in zwei Konstellationen –
dem konjunkturellen Abschwung und
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 bestimmten Notlagen – durchbrochen wird.
Nach Art. 109 III S. 1 GG sind die Haus-
halte von Bund und Ländern grundsätzlich
ohne Einnahmen aus Krediten auszuglei-
chen. Für die Länder gilt demnach ein
 prinzipielles Verbot struktureller24 Netto-
neuverschuldung, das in Satz 5 eine spezifi-
sche Ausformung erfährt. Im Gegensatz
zum Bund (Art. 109 III S. 4 GG) gilt der
Grundsatz ausgeglichener Haushalte für die
Länder ohne etwaige Modifikation (Art. 109
III S. 5 GG). Dies führt zu einer maßgebli-
chen Änderung der bestehenden Rechtslage
auf Landesebene, da alle Landesverfassun-
gen die Kreditaufnahme bisher als grund-
sätzlich zulässige Einnahmequelle anerkannt
haben.25

Abweichend vom Grundsatz des Art. 109 III
S. 1 GG können die Länder gemäß Art. 109
III S. 2, 1. Alternative GG Regelungen zur
im Auf- und Abschwung symmetrischen Be-
rücksichtigung der Auswirkungen einer von
der Normallage abweichenden konjunktu-
rellen Entwicklung vorsehen. Angesichts des
strikten Verschuldungsverbots in Satz 1 in
Verbindung mit Satz 5 letzter Halbsatz er-
öffnet sich hierdurch überhaupt erst eine
Verschuldungsmöglichkeit für die Länder –
vorbehaltlich der verbindlichen Vorgabe,
dass konjunkturbedingte Überschüsse im
Aufschwung zum Ausgleich der Kreditauf-
nahmen im Abschwung einbezogen werden.
Für die Wirksamkeit der Schuldenbegren-
zungsregeln in den Ländern ist die Umset-
zung dieser Vorschrift, wie sich zeigen wird,
substanziell.
Art. 109 III S. 2, 2. Alternative GG eröffnet
den Ländern eine weitere Option gesetzlich
zu regeln, dass das – gegebenenfalls
 konjunkturbedingt modifizierte – Netto-
neuverschuldungsverbot ausnahmsweise
durchbrochen werden kann. Und zwar in
Fällen von Naturkatastrophen oder außer-
gewöhnlichen Notsituationen, die sich der
Kontrolle des Staates entziehen und die
staatliche Finanzlage erheblich beeinträchti-
gen. Wird von dieser Option Gebrauch ge-
macht, ist gemäß Art. 109 III S. 3 GG eine
entsprechende Tilgungsregelung zu erlassen.
Die Umsetzung des in Art. 109 III GG neu
geregelten Rechts der Kreditfinanzierung auf
Landesebene hängt zunächst davon ab, wel-
che Vorgaben das Grundgesetz diesbezüglich
macht. Hierfür ist zwischen dem Gebot des

ausgeglichenen Haushalts (Art. 109 III S. 1
GG) einerseits und der Konjunkturkompo-
nente sowie Notlagen bedingter Neuver-
schuldung (Art. 109 III S. 2 GG)
andererseits zu unterscheiden.

Bundesstaatlicher Durchgriff 
in Art. 109 III S. 1, S. 5 GG
Das grundsätzliche Neuverschuldungsverbot
des Art. 109 III S. 1 GG gilt für Bund und
Länder ex aequo. Für diese Feststellung ist
nicht nur der Wortlaut des Art. 109 III S. 1
GG, sondern vor allem die nicht ganz
 unproblematische Einordnung der Bestim-
mung des Art. 109 III S. 5 GG ausschlagge-
bend. Während der letzte Halbsatz in Satz 5
ausdrücklich klarstellt, dass den Ländern die
Einführung einer strukturellen Verschul-
dungsmöglichkeit gänzlich verschlossen ist,
verweist der erste Halbsatz auf einen Kom-
petenzraum der Länder bei der näheren Aus-
gestaltung. Zu unterscheiden sind in diesem
Zusammenhang Normativbestimmungen,
die nicht unmittelbar in den Ländern wir-
ken und Durchgriffsbestimmungen, die
 unmittelbar in den Ländern wirken, ohne
dass es einer Umsetzung durch den Landes-
gesetzgeber bedarf. Das Grundgesetz kann
Verfassungsrecht setzen, das unmittelbar
auch für die Staatsgewalt der Länder gilt.
Diese Einschränkung ihrer Verfassungsauto-
nomie ist auch zulässig, um das bundesstaat -
liche Gebot materieller und struktureller
Kongruenz verwirklichen zu können.26 Eine
diesen Zweck erfüllende, die Staatsgewalt
der Länder unmittelbar und ohne Transfor-
mation bindende Durchgriffsbestimmung
charakterisiert ihre allgemeinere, sowohl den
Bund als auch die Länder einschließende
Formulierung. Sie verleiht dem jeweiligen
Gesetzgeber keine Kompetenz, sondern bin-
det ihn inhaltlich bei der Wahrnehmung
einer aus anderen Vorschriften folgenden
Zuständigkeit.27 Demgemäß ist der diese
Voraussetzungen erfüllende Art. 109 III S.
1 in Verbindung mit S. 5 letzter Halbsatz
GG als Durchgriffsbestimmung zu verste-
hen, welche den Landesgesetzgeber in der
Ausübung seiner ihm in Art. 109 I GG ge-
währleisteten Haushaltsautonomie mate-
riell-rechtlich einschränkt.

Normativbestimmungen 
des Art. 109 III S. 2, S. 5 GG
Die Relativierung des Kreditaufnahmever-
bots in Art. 109 III S. 2 GG ist demgegen-
über als Option ausgestaltet und deter-
miniert die Länder in ihrer Rechtssetzung
nur insoweit, als sie die Ausnahmetatbe-
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stände abschließend normiert. Es handelt
sich um eine nicht direkt anwendbare Rah-
menregelung, die von der jeweiligen Ge-
bietskörperschaft erst in konkreten eigenen
Regelungen ausgestaltet werden muss,
 folglich um eine grundgesetzliche Norma-
tivbestimmung.28 Will ein Bundesland künf-
tig (das heißt ab dem Jahr 2020) die
grundgesetzlich verbleibenden Verschul-
dungsoptionen nutzen, muss der jeweilige
Landesgesetzgeber entsprechende Regelun-
gen schaffen. Der fragliche Satz 5 bestätigt
insofern in seinem Halbsatz 1 den normati-
ven Charakter des Satzes 2, während er in
seinem letzten Halbsatz jeden Gestaltungs-
spielraum in Bezug auf das strukturelle Neu-
verschuldungsverbot des Satzes 1 ausschließt
und dessen Durchgriffswirkung gleichsam
„konkretisiert“.

Verfassungsmäßigkeit der „Schuldenbremse“ 
in Bezug auf die Länder
In diesem Zusammenhang stellt sich die
Frage eines Verstoßes der die Länder bin-
denden Regelung gegen Art. 79 III GG,
welcher das in Art. 20 I GG verankerte Bun-
desstaatsprinzip vor einer Berührung durch
ein verfassungsänderndes Gesetz schützt.
Versuchte Art. 109 III S. 1 in Verbindung
mit S. 5 GG eine Verfassungsbestimmung
entgegen ihrer in der Verfassung erklärten
Unabänderlichkeit zu ändern, stellte die Re-
gelung in materieller Hinsicht verfassungs-
widriges Verfassungsrecht dar.29 Der zur
Klärung dieser Frage beim Bundesverfas-
sungsgericht durch den Schleswig-Holsteini-
schen Landtag und den Landtagspräsidenten
gestellte Antrag wurde verworfen, weil er
mangels Antragsberechtigung der Antrags-
steller unzulässig war.30 Ohnehin ist fraglich,
ob angesichts der erforderlichen restriktiven
Interpretation des Art. 79 III GG31 die
 uneingeschränkte – Ausnahmeregelungen
bleiben schließlich erhalten – Kreditfinan-
zierungsmöglichkeit der Länder als unver-
änderlicher Kern des Bundesstaatsprinzips
zu konstruieren ist.32 Eine Verfassungswid-
rigkeitserklärung durch das Bundesverfas-
sungsgericht ist jedenfalls auch in näherer
Zeit nicht zu erwarten.

Weitere Regelungen im Grundgesetz 
und sonstiges Bundesrecht
Die Einführung eines Systems regelmäßiger
Haushaltsüberwachung

Im Wege der Föderalismusreform II wurde
der Stabilitätsrat in Art. 109a GG als neues
Bund-Länder-Gremium etabliert. Kernauf-
gabe des Stabilitätsrats ist die regelmäßige,
präventive Überwachung der Haushalte von
Bund und Ländern und im Zuge dessen das
Feststellen und Abwenden einer drohenden
Haushaltsnotlage. Wenn der Stabilitätsrat
eine drohende Haushaltsnotlage feststellt,
muss die betreffende Gebietskörperschaft
ein Sanierungsprogramm vorschlagen, des-
sen Nichteinhalten keine formalen Sanktio-
nen nach sich zieht, sondern nur –
gegebenenfalls wiederholte – Aufforderun-
gen zur verstärkten Haushaltssanierung.33

Eine Möglichkeit, im Falle des Rechtsbruchs
der Vorgaben des Art. 109 III GG Sanktio-
nen zu verhängen, besteht somit nicht.

Die Übergangsregelung des Art. 143d GG −
Regelung des Übergangszeitraums
Für die Umsetzung der „Schuldenbremse“ in
den Ländern ist weiterhin Art. 143d I S. 2
Halbsatz 1 GG relevant. Dieser erklärt die
Vorschrift des Art. 109 GG erstmals im
Haushaltsjahr 2011 für anwendbar, wobei
den Ländern nach Satz drei eine Übergangs-
zeit längstens bis zum 31. Dezember 2019
eingeräumt wird, in welcher sie von den Vor-
gaben des Art. 109 III GG nach Maßgabe der
geltenden landesrechtlichen Bestimmungen
abweichen dürfen. Freilich hindert diese Re-
gelung kein Land daran, das Verbot struktu-
reller Neuverschuldung vor dem 1. Januar
2020 umzusetzen. Nach Satz vier müssen die
Länder ihre Haushalte so aufstellen, dass sie
im Haushaltsjahr 2020 die Vorgabe aus Art.
109 III S. 5 GG erfüllen. Für die in Art. 143d
II S. 1 GG namentlich genannten Bundes-
länder, welche im Zeitraum 2011 bis 2019
sogenannte Konsolidierungshilfen aus dem
Bundeshaushalt erhalten können, ergeben
sich gemäß Art. 143d II S. 4 und S. 5 in Ver-
bindung mit dem Gesetz zur Gewährung von
Konsolidierungshilfen (KonsHilfG) strengere
Anforderungen. Die betroffenen Länder
müssen gemäß § 2 I S. 2 KonsHilfG jährliche
Obergrenzen zum Abbau des Finanzierungs-
defizits einhalten. Dies wird durch den Sta-
bilitätsrat gemäß § 2 II KonsHilfG
überwacht und im Fall einer Verfehlung der
jährlichen Obergrenze gemäß § 2 III in Ver-
bindung mit §§ 1 III, 3 S. 3 KonsHilfG
durch Verweigerung der Konsolidierungshil-
fen sanktioniert. Der Stabilitätsrat hat im Mai
2012 erstmals den Defizitabbau überprüft
und festgestellt, dass die betroffenen Bundes-
länder ihre Konsolidierungsverpflichtung ein-
gehalten haben.34

Regelung hinsichtlich Sondervermögen
Die neue Fassung von Art. 115 GG enthält
in bewusster Abkehr von Art. 115 II alte
Fassung GG keine Öffnungsklausel für Son-
dervermögen und verbietet somit durch be-
redtes Schweigen die Kreditaufnahme durch
ein Sondervermögen außerhalb der Vorga-
ben der neuen „Schuldenbremse“.35 Der 2.
Halbsatz des Art. 143d I S. 2 GG erklärt die
am 31. Dezember 2010 bestehenden Kre-
ditermächtigungen für bereits eingerichtete
Sondervermögen dauerhaft für unberührt.
Zur Diskussion steht jedoch, ob Art. 143d I
S. 2 Halbsatz 2 GG, trotz der sich nur auf
den Bundeshaushalt beziehenden gesetzge-
berischen Begründung, überhaupt auf die
Sondervermögen der Länder anwendbar
ist.36 Der eindeutige Wortlaut des nämlichen
Halbsatzes sowie seine systematische Stel-
lung in den für Bund und Ländern gemein-
sam geltenden Übergangsregelungen der
Sätze 1 und 2 sprechen jedenfalls dafür.37

Nach der Entstehungsgeschichte sollte die
beschränkt mögliche strukturelle Verschul-
dung des Bundes zudem den einzigen Un-
terschied zwischen den Schuldenregeln für
Bund und Länder darstellen. Hinsichtlich
der unzweideutigen Formulierung des Ge-
setzesentwurfs wird teilweise auf ein bloßes
redaktionelles Versehen oder eine Unvoll-
ständigkeit abgestellt.38 Einleuchtend ist,
neben dem systematischen Argument, dass
der Bundesgesetzgeber, welcher sich selbst
einer Ausweichmöglichkeit hinsichtlich des
Kreditaufnahmeverbots beraubt, dies für die
Länder erst Recht gewollt haben muss –
zumal er für diese eine besonders strikte
Schuldenbegrenzungsregel umsetzte. Art.
143d I S.2 Halbsatz 2 GG ist mithin für die
Länder anwendbar.

Umsetzungspflichten der Länder
Es ist nun festzustellen, ob es aus der Per-
spektive des Grundgesetzes genügt, wenn
die Länder der Anforderung des Art. 109 III
S. 1 GG gerecht werden, d.h. materiell aus-
geglichene Haushalte aufweisen, oder ob
entsprechende Gesetzesänderungen auf lan-
desrechtlicher Ebene erforderlich sind.

Auftrag zur Verfassungsänderung?
Die Länder brauchen das Verbot der struk-
turellen Neuverschuldung nicht in ihre Ver-
fassung aufzunehmen, um ihm rechtliche
Geltung zu verschaffen, da es, wie oben
 gesehen, als Durchgriffsbestimmung eo ipso
gilt. Um die künftig verbleibenden
 Verschuldungsoptionen der Normativbe-
stimmung des Art. 109 III S. 2 GG zu
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 nutzen, muss der jeweilige Landesgesetzge-
ber aber tätig werden. Indem der verfas-
sungsändernde Gesetzgeber in Satz fünf auf
die verfassungsrechtlichen Kompetenzen
desselben verweist, wird diesem ein weiter
Gestaltungsspielraum zugestanden, welcher
auch die Regulierungsebene umfasst. Des-
sen ungeachtet wird eine zusätzliche Veran-
kerung in der Landesverfassung von vielen
Stimmen empfohlen.39

Insbesondere der Einwand, dass der Grund-
satz materiell ausgeglichener Haushalte
 ansonsten nicht Prüfungsmaßstab der Lan-
desverfassungsgerichte sein könnte, ist für
die erfolgreiche Durchsetzung der „Schul-
denbremse“ nicht unwichtig. Die Einhal-
tung der Kreditgrenze, die sich dann ab
2020 unmittelbar aus dem Grundgesetz er-
gäbe, müsste andernfalls vor dem Bundes-
verfassungsgericht durchgesetzt werden.40

Zum Erlass einer Pflicht zur Verfassungsän-
derung ist der Bundesgesetzgeber mit Hin-
blick auf die Verfassungsautonomie der
Länder jedoch nicht befugt. Daran ändert
auch der Charakter des Art. 109 III S. 1 in
Verbindung mit S. 5 letzter Hs. GG einer
Durchgriffsbestimmung nichts. Die unmit-
telbar grundgesetzliche Einwirkung auf den
Verfassungsraum der Länder verhütet (mit
Hilfe des Art. 31 GG) nur widersprüchli-
ches Landesrecht. Der Bund kann die Län-
der nicht zwingen, ihre Verfassungen zu
ändern, wenn es in den Landesparlamenten
de facto an den dazu erforderlichen Zwei-
drittelmehrheiten fehlt.41 Gleichwohl ist
eine verfassungsrechtliche Regelung in den
Ländern aus den beschriebenen Gründen
anzustreben.

Verfassungswidrigkeit entgegenstehender 
landesrechtlicher Regelungen
Alle Landesverfassungen enthalten Bestim-
mungen des Staatsschuldenrechts, welche –
weit überwiegend – nach 1969 an Art. 115
GG (alte Fassung) angelehnt worden sind.
Mit der uneingeschränkten Geltung des Art.
109 III GG ab dem Jahr 2020 unterläge die
Landesgewalt als Normadressat beider Rege-
lungen zwei unterschiedlichen Normbefehlen.
Kommt es zu einem solchen Fall abweichen-
der landesverfassungsrechtlicher oder einfach-
gesetzlicher Regelungen im Bereich einer
grundgesetzlichen Durchgriffsnorm, werden
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diese unter Hinweis auf Art. 31 GG als nich-
tig bzw. lediglich als unanwendbar angese-
hen.42 Von den Ausnahmeregelungen des Art.
109 III S. 2 GG (Normativbestimmung) ab-
weichende Regelungen sind insoweit verfas-
sungswidrig, als sie gegen das Verbot der
strukturellen Neuverschuldung des Art. 109
III S. 1 GG verstoßen – was regelmäßig der
Fall sein dürfte. So stellt der neue Art. 117 I
Nr. 2b) RhPfVerf offensichtlich einen sol-
chen Verstoß dar und wird zum 1. Januar
2020 unwirksam werden.43 Inhaltsgleiches
Landesverfassungsrecht bleibt hingegen in
Kraft. Hieraus ergibt sich ein weiteres Argu-
ment für den Landesgesetzgeber, eine Ver-
fassungsänderung trotz der diesbezüglich
nicht bestehenden Pflicht anzustreben.44

Die Umsetzung der grundgesetzlichen 
Vorgaben auf Länderebene
Vorüberlegung zum Maßstab – 
Subsidiarität der Kreditfinanzierung
Das Grundgesetz geht davon aus, dass der
Finanzstaat sich im Wesentlichen durch
Steuern finanziert.45 Wenn insoweit die
Rede vom „Staat des Grundgesetzes als Steu-
erstaat“ ist, kann er kein (im Wesentlichen)
durch Kredite finanzierter Staat sein.46 Die
veranschlagten Einnahmequellen des Bun-
des für die Jahre 2010 und 2011 belegen,
dass allein die Nettokreditaufnahme bis zu
einem Viertel der Einnahmen des Bundes
ausmacht. Berücksichtigt man hingegen
auch den Teil der Bruttokreditaufnahme,
der allein zur Anschlussfinanzierung zu til-
gender Kreditverbindlichkeiten verwendet
wird, stellten Krediteinnahmen mehr als die
Hälfte der Gesamteinnahmen dar.47

Eine solche nicht unwesentliche Finanzie-
rung mittels Staatskredit durchbricht die
steuerstaatliche Regel. Die Durchbrechung
des Grundsatzes vom Steuerstaat bedarf
einer Rechtfertigung.48 Bei Umsetzung des
mit Art. 109 III S. 1 GG eingeführten aus-
drücklichen Grundsatzes vom Kreditfinan-
zierungsverbot müssen die Länder dies im
Blick behalten. Rechtfertigungsgründe für
eine Durchbrechung finden sich ab dem
Jahr 2020 allein in Art. 109 III S. 2 GG, der
nur mit Rücksicht auf die verbindliche Ziel-
vorgabe des Satzes eins angewendet werden
darf. Insofern entspricht die Manifestierung
des Ausnahmecharakters der Staatsverschul-
dung in Art. 109 III S. 1 GG endlich der oh-
nehin bestehenden Aussage der Verfassung
diesbezüglich.49 Setzt generationengerechte
Finanzpolitik, wie eingangs festgestellt, einen
zurückhaltenden Umgang mit der Geldmit-
telbeschaffung durch Staatskredit voraus, so

hat das bisherige Verfassungsrecht diesbe-
züglich jedenfalls keine generationenunge-
rechte Aussage getroffen. Freilich scheinen
die Ende der 1960er Jahre im Bund und in
den meisten Ländern eingeführten Verfas-
sungsregeln kontradiktorisch hierzu zu ste-
hen, versteht man sie dahingehend, von der
Kreditaufnahme als Regelfall der Staatsfinan-
zierung auszugehen. Dem ist aber mit Di
Fabio und Mellinghof zu widersprechen, wel-
che betonen, dass die dem Sinn und Zweck
des Art. 115 GG alte Fassung über Jahrzehnte
entgegenstehende Verfassungspraxis in Hin-
blick auf Verfassungssystematik und -tradi-
tion nicht zu folgen sei, vielmehr vom
Grundsatz eines materiell ausgeglichenen
Haushaltes ausgegangen werden muss.50 Die
Subsidiarität der Kreditaufnahme ist von
den Ländern wegen der Durchgriffsnorm in
Art. 109 III S. 1 GG sowie über die Homo-
genitätsanforderungen des Bundesstaats-
prinzips bei der Ausgestaltung der
verbleibenden Verschuldungsspielräume zu
beachten.51 Eine verfassungskonforme Aus-
legung der unbestimmten Rechtsbegriffe des
Art. 109 III GG durch die Landesgesetzge-
ber kann in diesem Sinn folglich nur eine
 restriktive Auslegung sein.

Stand der Umsetzung (Oktober 2013)
Vier Jahre nach Einführung der als solche
bezeichneten „Schuldenbremse“ in das
Grundgesetz haben sechs Bundesländer, na-
mentlich Schleswig-Holstein, Rheinland-
Pfalz, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern,
Hamburg und Sachsen, die grundgesetzli-
chen Vorgaben in Landesverfassungsrecht
umgesetzt. In Bayern billigten jüngst rund
89 Prozent der Wähler einen Volksentscheid
für die Schuldenbremse.52 Bemerkenswert
ist, dass die Umsetzung der „Schulden-
bremse“ unabhängig von politischer Cou-
leur der jeweiligen Landesregierung bzw.
Opposition zu sein scheint. In Baden-Würt-
temberg, Sachsen-Anhalt und üringen
wurden, teilweise schon vor Einführung der
grundgesetzlichen „Schuldenbremse“, die je-
weiligen Haushaltsordnungen angepasst.53 Al-
lerdings ist hier zu bemerken, dass die
Regelungen zwar strikter als zuvor sind, je-
doch nicht ohne weiteres mit den neuen
grundgesetzlichen Vorgaben zu vereinbaren
sind, da teilweise entsprechende Tilgungsre-
gelungen fehlen bzw. die Ausnahmeregelun-
gen nicht den grundgesetzlichen Vorgaben
entsprechen. Die erforderlichen weiterge-
henden Änderungen hat z.B. Baden-Würt-
temberg nun vorgenommen.54 
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Eine letzte Gruppe von Bundesländern hat
bisher weder eine Anpassung der Verfassung
noch der Landeshaushaltsordnung vorge-
nommen. In Berlin, Brandenburg, Bremen,
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und
dem Saarland orientiert sich die Zulässigkeit
einer Kreditaufnahme in Anlehnung an altes
Bundesrecht weiterhin an der Höhe der im
Haushaltsplan veranschlagten Ausgaben für
Investitionen sowie einer Störung des ge-
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts.55

Rechtspolitische Gestaltungsspielräume
der Länder
Die Länder werden in Art. 109 III S. 5 GG
zur näheren Ausgestaltung der grundgesetz-
lichen Vorgaben ermächtigt. Die für die
Wirksamkeit der „Schuldenbremse“ maß-
geblichen Gestaltungsspielräume sollen im
Folgenden beleuchtet werden.

Gestaltungsspielräume beim 
Grundsatz des Art. 109 III S. 1 GG
Art. 109 III S. 1 GG bindet unmittelbar
Bund und Länder, die Kommunen gehören
hingegen nicht zum Adressatenkreis der Re-
gelung.
Fraglich ist, ob eine Berücksichtigung mit-
telbar durch den gegenständlichen Einbezug
der kommunalen Haushalte erreicht werden
kann. Schließlich macht die Verschuldung
der Gemeinden einen nicht unerheblichen
Anteil an den Defiziten des Gesamthaushalts
aus.56 Zudem besteht eine grundsätzliche
 finanzwirtschaftliche Zugehörigkeit der
Kommunen zu den Ländern.57 Das Bundes-
verfassungsgericht hat eine Bindung der Ge-
meinden in seiner Rechtsprechung zum
alten Recht (Art. 109 II GG alte Fassung)
bislang allerdings offen gelassen.58 Maßgeb-
lich ist in diesem Zusammenhang die expli-
zit formulierte Intention des Gesetzgebers,
die Einbeziehung etwaiger Defizite von
 Sozialversicherungen und Gemeinden zu
unterlassen, um nicht einen „sowohl inhalt-
lichen als auch in der zeitlichen Abfolge un-
erfüllbaren Informationsanspruch an die
Haushalte von Bund und Ländern zu stel-
len“59 – mag sie auch nicht überzeugen. So
ließen sich die administrativen Herausfor-
derungen durch klare zeitliche Vorgaben für
die Aufstellung der kommunalen Haushalte
ohne Weiteres bewältigen. Ohnehin erstel-
len die Gemeinden Prognosen über ihre

Haushaltslage in zukünftigen Jahren und
müssen eine entsprechende Haushaltspla-
nung vornehmen.60 Für den Einbezug der
kommunalen Haushalte spricht auch, dass
andernfalls den Ländern die Möglichkeit er-
öffnet wird, die „Schuldenbremse“ zu Lasten
der Kommunen zu umgehen, indem es zu
verstärkter Aufgabenübertragung bzw. Kür-
zung finanzieller Zuweisungen kommt.61

Die Länder könnten versucht sein, ihren
Gestaltungsspielraum dahingehend auszu-
nutzen, die Defizite der kommunalen Haus-
halte nur innerhalb ihrer allgemeinen, hinter
der Vorgabe aus Art. 109 III GG zurück-
bleibenden Verpflichtung aus Art. 109 II
GG zu berücksichtigen. Denn bei der Er-
mittlung des öffentlichen Defizits, auf das
sich die europarechtlichen Defizitgrenzen
des Europäischen Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts (ESWP) beziehen, werden die
Haushalte von Kommunen einbezogen.62

Teilweise wird daher der Einbezug der kom-
munalen Kreditaufnahme im Rahmen des
Art. 109 III S. 1 GG im Lichte des Europa-
rechts gefordert.63 Die historische Auslegung
wiegt indes ungleich schwerer, zumal die
Gesetzesbegründung so jung ist.64 Es besteht
insofern auch keine Differenz zwischen dem
Willen des Gesetzgebers und dem Gesetzes-
text. Es verbleibt im rechtspolitischen
 Gestaltungsspielraum des jeweiligen Lan-
desgesetzgebers, eine solche Umgehungsge-
fahr der „Schuldenbremse“ zu Lasten der
kommunalen Haushalte zu unterbinden
und somit gewissermaßen vor dem Bund
einen Gleichlauf von unionsrechtlichen und
nationalen Verschuldungsregeln erzielen zu
können.65

Umgehungsgefahren durch Nebenhaushalte
Eine auch schon vor der Neuregelung des
Art. 109 III GG bestehende Regelungslücke
stellt der Nichteinbezug der sogenannten
Nebenhaushalte dar, wobei zwischen recht-
lich selbstständigen und unselbstständigen
Nebenhaushalten differenziert wird. Zu letz-
teren gehören die in Art. 115 II GG alte
 Fassung noch ausdrücklich erwähnten Son-
dervermögen.66 Mittels solcher kann die
Verselbstständigung eines einem bestimm-
ten finanzpolitischen Zweck dienenden
 Vermögensteils einer Gebietskörperschaft er-
reicht werden, mit der Folge, dass nur die
Zuführungen oder die Ablieferungen im
Haushaltsplan veranschlagt werden.67 Der
jeweiligen Gebietskörperschaft eröffnet sich
hierdurch eine in der Vergangenheit vielfach
genutzte Hintertür zur Verschuldung.
Durch die Streichung von Art. 115 II GG

alte Fassung wurde dieses Einfallstor der
Staatsverschuldung zwar verschlossen, im glei-
chen Zug mit der abweichenden Regelung des
Art. 143d I S. 2 Halbsatz 2 GG für bereits ein-
gerichtete Sondervermögen jedoch ein neues
geöffnet. Die Möglichkeit, Krediteinnahmen
der betreffenden Sondervermögen am Kern-
haushalt und der „Schuldenbremse“ vorbei
vollständig auszuschöpfen, bleibt für solche
Sondervermögen zeitlich unbegrenzt erhal-
ten.68 Diese durch den Bundesgesetzgeber
provozierte Umgehungsgefahr der „Schulden-
bremse“ sollten die Länder erkennen und
durch eigenständige Regelungen unterbin-
den. Hierfür wäre zum Beispiel eine ein-
fachgesetzlich geregelte ausdrückliche
Berücksichtigung der fraglichen Haushalte
bei dem verfassungsrechtlich geforderten
Ausgleich des Landeshaushalts geeignet.

Zu differenzieren ist außerdem bezüglich
rechtlich selbstständiger Nebenhaushalte,
worunter auch die Sozialversicherungen fal-
len. Diese sind in ihrer Haushaltsführung
unabhängig und von der Haushaltswirt-
schaft der jeweiligen Gebietskörperschaft zu
trennen. Eine durch sie getätigte Kreditauf-
nahme fällt somit nicht in den Anwen-
dungsbereich des Art. 109 III GG, welcher
nur für die Haushaltsführung des Bundes
und der Länder gilt.69 Mit Verweis auf die
hierdurch entstehende, mit der Intention
des Gesetzgebers nicht zu vereinbarende er-
hebliche Umgehungsgefahr der „Schulden-
bremse“, werden teilweise vermittelnde
Auslegungsversuche unternommen.70 Diese
werden eine klärende Neuregelung nicht er-
setzen können. Den Ländern eröffnet sich
hier die Möglichkeit, durch eine ausdrückli-
che vollständige Einbeziehung von rechtlich
selbstständigen Nebenhaushalten, Rechts-
klarheit zu schaffen und Umgehungsgefah-
ren zu verhindern.71 Ein Beispiel, wie eine
solche Regelung aussehen könnte, liefert der
neue Art. 117 III Rheinland-Pfälzische Ver-
fassung.

Rechtsbegriff der Krediteinnahme: 
Gestaltungsspielräume bei Grenzfällen
Fordert Art. 109 III S. 1 GG einen Haus-
halt, der grundsätzlich ohne Einnahmen aus
Krediten auszugleichen ist, so stellt sich die
Frage, wie mit solchen Einnahmen umzuge-
hen ist, die keine Krediteinnahme in diesem
Sinn darstellen. Im Kern sind Einnahmen
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aus Krediten im Sinne von Art. 109 III GG
Zuflüsse, denen Darlehensverträge, darle-
hensähnliche Verträge oder hoheitlich aufer-
legte Zwangsanleihen zugrunde liegen.72

Insbesondere der Einsatz neuartiger Finanzie-
rungsintrumente kann zwar Zukunftsbela-
stungen auslösen und wirtschaftlich betrachtet
einer Kreditaufnahme gleichkommen,73 er-
füllt jedoch nicht die formal-rechtlichen Vor-
aussetzungen einer Krediteinnahme im Sinne
von Art. 109 III GG.74 Bei der Konkretisie-
rung des Begriffs der Kreditaufnahme eröff-
nen sich daher Regelungsspielräume für den
Landesgesetzgeber. Mit Blick auf den Telos
des Art. 109 III GG, die Staatsverschuldung
wirksam zu begrenzen, liegt eine landes-
rechtliche Regulierung und Kontrolle sol-
cher Finanzierungsformen nahe. Ob sich die
Länder aber, über das absolute Verbot der
strukturellen Neuverschuldung hinaus, noch
engere Grenzen hinsichtlich möglicher al-
ternativer Verschuldungsinstrumente aufer-
legen werden, ist zweifelhaft.
Dem Landesgesetzgeber obliegt schließlich
die Entscheidung, ob die Einnahmen und
Ausgaben um finanzielle Transaktionen
(zum Beispiel Rückflüsse von Darlehen) be-
reinigt werden sollen.75 Unabhängig von
dieser Problematik bleiben Einnahmen aus
Kassenverstärkungskrediten im Rahmen von
Art. 109 III GG außer Betracht, obwohl
sich auch hier ein Missbrauchspotential er-
öffnet, wenn diese entgegen ihrer Funktion
zur kurzfristigen Überbrückung von Liqui-
ditätsengpässen bei der Sicherstellung der
laufenden Ausgaben dauerhaft zur Finanzie-
rung von Verwaltungshaushalten in An-
spruch genommen werden.76 Insbesondere
die Kassenkreditaufnahme der kommunalen
Haushalte ist in den letzten Jahren stark an-
gestiegen.77

Berücksichtigung des Haushaltsvollzugs
Die im Haushaltsplan vorab angesetzte Kre-
ditaufnahme entspricht in der Regel nicht
der erst später erkennbaren tatsächlichen
Neuverschuldung.78 Art. 109 III GG be-
schränkt sich nach seinem Wortlaut jedoch
nicht auf die Haushaltsaufstellung.79 Die
Länder müssen folglich die Kontrolle und
den Ausgleich von Abweichungen von der
zulässigen Kreditaufnahme im Haushalts-
vollzug regeln, wobei eine einfachgesetzliche
Ausgestaltung genügte.80 Dabei können sie
sich an der konkretisierenden Regelung des
Kontrollkontos und der Rückführungs-
pflicht auf Bundesebene (Art. 115 II S. 4
GG, §§ 7, 8 G-115) orientieren.81 Die
Wirksamkeit gegenüber der bundesrechtli-
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chen Ausgestaltung verstärken könnte ein
geringerer Schwellenwert, ab welchem die
Belastungen des Kontrollkontos zurückge-
führt werden müssen. Denkbar ist es sogar,
mit Blick auf Art. 109 III S. 5 letzter Halb-
satz GG eine Pflicht der Länder zur Rück-
führung bei jedweder Überschreitung der
Kreditaufnahmegrenze anzunehmen.82 Zu
einer Verbesserung würde im Übrigen der
Einbezug der notlagenbedingten Neuver-
schuldung führen, schließlich ist nicht er-
sichtlich, warum diese im Rahmen des
Haushaltsvollzugs unberücksichtigt bleiben
soll.

Gestaltungsspielräume im Rahmen der
Konjunkturkomponente
Ausgehend von dem finanzwissenschaftli-
chen Ansatz einer „atmenden Schulden-
bremse“83 soll Art. 109 III S. 2, 1. Alternative
GG die Berücksichtigung der konjunkturel-
len Auswirkungen auf die öffentlichen
Haushalte sicherstellen. Entscheidet sich ein
Land für diese Modifikation von dem Re-
gelnettoneuverschuldungsverbot des Art.
109 III S. 1 GG, obliegt ihm die Ausgestal-
tung entsprechender Regelungen. Diese
müssen die Feststellung ermöglichen, ob
eine von der Normallage abweichende kon-
junkturelle Entwicklung vorliegt und auf
Rechtsfolgenseite bestimmen, in welchem
Umfang die festgestellte Abweichung eine
Nettokreditaufnahme rechtfertigt oder eine
Tilgung verlangt.84 Die Umsetzung auf Lan-
desebene supponiert mithin ein präzises Ver-
ständnis des Begriffs der Normallage.

Begriffsdefinition der Normallage
Der Anwendungsbereich einer konjunktu-
rell bedingten Kreditaufnahme wird desto
enger, je weiter der Begriff der Normallage
verstanden wird.85 Ob die terminologische
Bestimmung eng oder aber im Sinne einer
generationengerechten Wirkung der „Schul-
denbremse“ weit vorzunehmen ist, hängt
davon ab, ob man Art. 109 III S. 2, 1. Al-
ternative GG als „echte Ausnahme“ von Satz
eins klassifiziert.86 In Anlehnung an den
Wortlaut des Art. 109 III S. 2 GG ließe sich
argumentieren, dass es sich um eine Aus-
nahme von Satz eins im strengen Sinn nur
bei den Notlagen des Art. 109 III S. 2, 2. Al-
ternative GG handeln kann, während bei
der Berücksichtigung konjunktureller Ent-
wicklungen von einer gewissen Regelmäßig-
keit auszugehen ist. Die systematische
Stellung des Satzes zwei  hinter dem grund-
sätzlichen Nettoneuverschuldungsverbot in
Satz eins spricht hingegen für ein Grund-

satz-Ausnahme-Verhältnis hinsichtlich der
ganzen Regelung des Satzes zwei.87

Auch die gesetzgeberische Begründung geht
dahin, in Satz zwei abschließend festlegen zu
wollen, „inwieweit Bund und Länder in
ihren bundes- bzw. landesrechtlichen Rege-
lungen zur Kreditaufnahme Abweichungen
vom Grundsatz des Satzes eins vorsehen
können“.88 Da eine Abweichung vom
Grundsatz grammatikalisch aber nur eine
Ausnahme sein kann, ist von einem Aus-
nahmecharakter auch der Regelung zur
 konjunkturell bedingten Kreditaufnahme
auszugehen. Die Zurechnung als Teil der
Regelkreditaufnahme würde die Verschul-
dungsregel zudem erheblich abschwächen.89

Für ein enges Verständnis der Ausnahmere-
gelung, ergo ein weites Verständnis der
„Normallage“, spricht auch die grundge-
setzliche Vorgabe der Nachrangigkeit der
Kreditaufnahme.

Die Ausgestaltung auf Bundesebene
Der Bundesgesetzgeber wählt auf der Ebene
des einfachen Rechts in § 5 II G-115 den-
noch eine vielfach kritisierte enge Begriffs-
definition, nach der eine Normallage in der
Praxis faktisch nicht vorkommt.90 Die ein-
fachgesetzliche Ausgestaltung der Schulden-
begrenzungsregeln für den Bund bindet die
Länder, wie eingangs gesehen, jedoch nicht.
Vielmehr sollten die Länder angesichts der
Schwächen der Bundesregelung ein eigen-
ständiges Vorgehen vorziehen. Die großzü-
gige Übergangsregelung des Art. 143d GG
eröffnet ihnen zumindest den nötigen zeitli-
chen Vorschub zur Ermittlung eines geeig-
neten eigenen Verfahrens. Dabei muss aber
grundsätzlich die Frage gestellt werden, ob
angesichts der wirtschaftlichen Verflech-
tungsbeziehungen im Bundesgebiet über-
haupt eine hinreichende Möglichkeit der
Länder besteht, eigene konjunkturelle Ent-
wicklungen zu identifizieren.91 Ebenfalls
nicht zur Übernahme bundesrechtlicher
Vorgaben verpflichtet sind die Länder bei
der Bemessung des Umfangs der konjunk-
turell bedingten Kreditaufnahme auf
Rechtsfolgenseite. Die Länder könnten hier
in Ansehung ihres unbedingten strukturel-
len Kreditaufnahmeverbots insbesondere die
offen gebliebene Abgrenzung der konjunk-
turell bedingten Einnahmen- und Ausga-
benveränderungen zu den lediglich durch
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Änderungen des Steuer- und Leistungsrechts
begründeten Auswirkungen auf die Haus-
haltsdeckung vornehmen. Klärungsbedürf-
tig ist auch der Umgang mit einer sich über
das laufende Jahr verändernden konjunktu-
rellen Entwicklung im Rahmen eines Nach-
tragshaushaltes.92

Symmetriegebot und Regelungsebene
Auf der Rechtsfolgenseite müssen die Län-
der zudem eine Regelung zur „symmetri-
schen“ Berücksichtigung auch des von der
Normallage abweichenden Aufschwungs
treffen und somit eine zumindest mittelfri-
stige Tilgung der konjunkturbedingten
Neuverschuldung sicherstellen.93 Aufgrund
der fehlenden Durchgriffswirkung des Art.
109 III S. 2, 1. Alternative GG ist den Län-
dern eine ausschließlich einfachgesetzliche
Normierung der konjunkturell bedingten
Verschuldung nicht zu empfehlen, da es in-
soweit zu einer Konkurrenzsituation mit
dem gleichrangigen Haushaltsgesetz kom-
men könnte. Zugunsten einer einheitlichen
Auslegung der Konjunkturkomponente
wird vielmehr empfohlen, die grundgesetz-
liche Formulierung wortgleich in die Lan-
desverfassung zu übernehmen und lediglich
die Ausgestaltung im einfachen Landesrecht
zu variieren.94

Gestaltungsspielräume im Rahmen des
Art. 109 III S. 2, 2. Alternative GG
Auch bei der Umsetzung der optionalen
notlagenbedingten Kreditaufnahmeregelung
verfügt der Landesgesetzgeber über einen ge-
wissen Einschätzungsspielraum.95 Neben der
dringend erforderlichen Konkretisierung der
unbestimmten Tatbestandsmerkmale ist auf
Landesebene insbesondere der Beschluss
über die Kreditaufnahme und die hierfür er-
forderliche Mehrheit zu regeln.96 Zumindest
in Schleswig-Holstein unterliegt die Fest-
stellung eines Krisenfalls im Sinne von Art.
109 III S. 2, 2. Alternative GG (Art. 53 III
SHVerf ) hohen Hürden, da hierfür eine
Zweidrittelmehrheit der Stimmen der Land-
tagsmitglieder notwendig ist. Aufgrund der
hierdurch erreichten erhöhten demokrati-
schen Legitimation der Entscheidung und
des reduzierten Missbrauchsrisikos ist dieses
Quorum gegenüber der in Art. 115 II S. 6
GG auf Bundesebene vorgesehenen absolu-
ten Mehrheit vorzuziehen.97 Weiterhin ist an
die einfachgesetzliche Ausgestaltung der zeit-
lichen Vorgaben der Tilgungsregelung zu
denken. Ob einfachgesetzlich eine Zweck-
bindung der unter Berufung auf eine Notsi-
tuation aufgenommenen Kredite oder ein

die Kredithöhe begrenzendes Kriterium ein-
geführt wird, steht im Ermessensspielraum
des Landesgesetzgebers.98

Die Ausgestaltung des 
Übergangszeitraums
Der Handlungsspielraum der Länder
Während des Übergangszeitraums (Art.
143d I S. 3 GG) sind die Haushalte der Län-
der gemäß Art. 143d I S. 4 GG so aufzustel-
len, dass im Haushaltsjahr 2020 die Vorgabe
aus Art. 109 III S. 5 GG erfüllt wird. Für die
Empfängerländer sogenannter Konsolidie-
rungshilfen gelten weiterreichende Vorgaben.
Ausweislich der gesetzgeberischen Begrün-
dung soll dem Landesgesetzgeber hierdurch
zwar kein „konkreter Pfad zum Abbau vor-
handener Finanzierungsdefizite“ vorgege-
ben, wohl aber die Sicherstellung der
Zielvorgabe des Art. 109 III S. 5 GG im Jahr
2020 durch entsprechende Gestaltung der
Haushalte in der Übergangsphase überant-
wortet werden.99 Denkbar ist, Art. 143d I S.
4 GG daher keinen rechtlichen, sondern
einen nur faktisch auffordernden Charakter
zu attestieren, da sich aus der Regelung
keine konkreten Rechtsfolgen zu ergeben
scheinen. Immerhin fehlt eine dem Art.
143d I S. 6 GG entsprechende Klausel über
den verpflichtenden Abbau des bestehenden
(strukturellen) Defizits ab dem Haushalts-
jahr 2011.100 

Wurde aber mit der Verschiebung des An-
wendungsbeginns des Art. 109 GG gerade
das Ziel verfolgt, den Ländern den Abbau
des bestehenden strukturellen Defizits als
Voraussetzung für die Einhaltung des ver-
bindlichen strukturellen Neuverschuldungs-
verbots ab 2020 zu ermöglichen,101 so kann
sich hieraus nur die Verbindlichkeit des Ab-
baus an sich ergeben. Schließlich kann die
„Schuldenbremse“ allein unter dieser Vor-
aussetzung ab dem Jahr 2020 Wirkung ent-
falten. Ein anderweitiges „Sicherstellen“ der
Einhaltung der Vorgaben ab 2020 als den
Abbau des strukturellen Defizits bis dahin
ist nämlich gar nicht vorstellbar. Weiterhin
eröffnet das Grundgesetz den Ländern
schon jetzt keinen Ermessenspielraum hin-
sichtlich des „Ob“ einer Handlungsbedürf-
tigkeit, wenn es formuliert, dass die
Haushalte der Länder entsprechend aufzu-
stellen sind (Art. 143d I S. 4 GG).102 Eine
gerichtliche Durchsetzbarkeit der Regelung

ist gleichwohl unwahrscheinlich, da dem
Landesgesetzgeber ein weiter Gestaltungs-
spielraum zukommen soll. Den Ländern ob-
liegt es, zu entscheiden, wie sie den Abbau
vollziehen und ebenso, wann sie damit be-
ginnen. Wollen sie sich haushaltspolitischen
Gestaltungsspielraum erhalten, ließe sich der
Abbaupfad einfach-rechtlich definieren, was
die Möglichkeit eröffnete, gegebenenfalls
mit einfacher Mehrheit davon abzuwei-
chen.103

Doppelte Belastung nachrückender Generatio-
nen durch einen langen Übergangszeitraum 
Die Notwendigkeit der Reduzierung der
strukturellen Neuverschuldung in den Bun-
desländen auch schon im Übergangszeit-
raum ergibt sich vor allem aber aus der
andernfalls drohenden gewissermaßen dop-
pelten Lastenverschiebung auf die ab dem
Jahr 2020 steuerzahlende Bevölkerung. Die
Verschiebung der endgültigen Anwendbar-
keit der „Schuldenbremse“ auf den 1. Januar
2020 mag schon fragwürdig,104 aber mögli-
cherweise im Wege einer politischen Kom-
promissfindung notwendig gewesen sein.
Schließlich garantiert die lange Übergangs-
frist, dass erst die nachfolgende Politikerge-
neration mit voller Härte von dem
Verschuldungsverbot getroffen wird, was die
Verabschiedung der Schuldenbremse deut-
lich erleichtert haben dürfte.105 Die wenigen
politischen Initiativen, das Verbot der struk-
turellen Neuverschuldung schon vor dem
Jahr 2020 für verbindlich zu erklären, zeug-
ten bisher von keinem Erfolg.
Eine die Erhöhung des strukturellen Defi-
zits bis zum 31. Dezember 2019 betreibende
Schuldenpolitik würde aber darüber hinaus
einen eklatanten Widerspruch zum vorge-
geben Ziel einer nachhaltigen Finanzpolitik
darstellen. Die Last der absoluten Begren-
zung der Nettoneuverschuldung würde
nicht nur auf die nachrückende Generation
der Politiker und Steuerzahler verschoben,
sie würde ihr darüber hinaus noch unter
schlechteren Bedingungen auferlegt werden
als zum Zeitpunkt der Verabschiedung der
Regelung. Zumindest der schrittweise
Abbau der strukturellen Neuverschuldung
in den noch verbleibenden acht Jahren der
Übergangszeit sollte für die derzeit amtie-
rende Politikergeneration eine Selbstver-
ständlichkeit sein, insbesondere unter
Berücksichtigung der Tatsache, dass eine Ab-
baupflicht der bestehenden Altschulden
auch nach der Reform nicht im Raum steht.
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Resümee und Ausblick
Die neuen Schuldenbegrenzungsregeln des
Grundgesetzes sind keineswegs so streng,
wie vielfach behauptet wird. Für die Lan-
desgesetzgeber eröffnet sich vielmehr ein
ganzes Spektrum von Schlupflöchern und
Umgehungsmöglichkeiten bei der Umset-
zung der bundesrechtlichen Vorgaben. Ob
die vom Bundesgesetzgeber intendierte
Konsolidierung der Staatsfinanzen mittels
der „Schuldenbremse“ des Art. 109 III GG
auf Landesebene erreicht werden kann,
hängt somit in erster Linie vom Konsolidie-
rungswillen der politischen Akteure ab. Die
schon vor der Föderalismusreform II unter-
schiedliche Verschuldungspraxis der Länder
(trotz im Wesentlichen vergleichbarer Schul-
denbegrenzungsregeln) belegt, dass eine
niedrige Schuldenstandquote das Ergebnis
politischer Haushaltsdisziplin, nicht aber das
einer bestimmten Rechtssetzung ist.106 Die
Steuerungskraft des Rechts ist begrenzt.
Auch unter Berücksichtigung der Tatsache,
dass das neue Staatsschuldenrecht keine
 effektiven Sanktionsmaßnahmen für die
Nichteinhaltung der Regeln vorsieht,
kommt es verstärkt auf den Prozess der po-
litischen Willensfindung in den Ländern an.
Allzu große Hoffnung in diesen setzen allem
Anschein nach selbst die Landesregierungen
nicht, wenn sie wie jüngst Strafen für zu
hohe Schulden, zum Beispiel in Form eines
verpflichtenden Zuschlags auf die Einkom-
menssteuer in dem betroffenen Bundesland,
verlangen.107 

Die Geldmittelbeschaffung per Staatskredit
stellt eben auch nach Einführung der
„Schuldenbremse“ eine enorme politische
Verlockung dar. Sie erlaubt es einer Regie-
rung, kurzfristig Ausgaben zu steigern oder
Steuern zu senken, während die Konse-
quenzen (das heißt die Rückzahlungsver-
pflichtungen) dem Schwerpunkt nach erst
in Zukunft, das heißt zumeist nach der
nächsten Wahl, fühlbar werden.108 In den
Ländern besteht zudem, angesichts der im
Wesentlichen fehlenden Kompetenz zur Be-
schaffung zusätzlicher Einnahmen mit Hilfe
von Steuererhöhungen, eine erhöhte Gefahr,
dass sie von den Umgehungsmöglichkeiten
der „Schuldenbremse“ Gebrauch machen.
Denn wer sparen muss, kann nur mehr ein-
nehmen oder weniger ausgeben. Letzteres
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stellt sich, gerade in Wahlkampfzeiten, als
politisch unklug dar. Eine Ausgabenkürzung
wird aus taktischen Gründen von Vertretern
keiner Partei leichtfertig vorgenommen.
Dieses Verhalten der politischen Akteure
entspricht vielfach den Erwartungen der
wahlberechtigten Bürger an einen seine So-
zialausgaben stets erhöhenden Versorgungs-
staat. Die wachsende Ausdehnung des
staatlichen Finanzbedarfs ist aber bekann-
termaßen mit der wachsenden Ausdehnung
der Staatstätigkeiten zu begründen, welche,
einmal eingeführt, nur schwer wieder zu-
rückzuführen sind.109 Muss, wer Wahlen ge-
winnen will, also weiter lügen? An diesem
Punkt wird deutlich, dass die Verantwortung
für eine generationengerechte Haushaltwirt-
schaft in einem repräsentativen demokrati-
schen System nicht allein bei den politischen
Akteuren liegt – sondern gleichfalls bei den
Wahlberechtigten. Schließlich kann nur die
drohende öffentliche Ablehnung der für
einen verfassungswidrigen Haushalt verant-
wortlichen politischen Akteure Anreiz
 bieten, die Schuldenbegrenzungsregeln ein-
zuhalten. Für die Etablierung einer dauer-
haft generationengerechten Finanzpolitik ist
folglich auch ein Mentalitätswechsel in der
Öffentlichkeit unabdingbar. Ob ein gesell-
schaftliches Umdenken stattfinden wird, ist
zweifelhaft. Die Wiederwahl der an einem
verfassungswidrigen Haushalt gescheiterten
Ministerpräsidentin in Nordrhein-Westfalen
war hierdurch jedenfalls nicht gefährdet. Bei
der Volksabstimmung in Hessen anlässlich
der Einführung einer den grundgesetzlichen
Vorgaben entsprechenden „Schuldenbremse“
im Jahr 2010 stimmten aber immerhin 70
Prozent der teilnehmenden Bürger dafür.
Zur Bekämpfung der Euro-Krise hingegen
hält eine Mehrheit schuldenfinanzierte
Wachstumsimpulse für notwendig.110 Dieses
Meinungsbild ist umso verwunderlicher, als
die hochverschuldeten Staatshaushalte be-
stimmter europäischer Mitgliedstaaten doch
gerade Ursache der aktuellen Krise sind. Es
stellt sich die Frage, ob hinsichtlich finanz-
politischer Vorgänge genügend Aufklärungs-
arbeit bei der Bevölkerung betrieben wird,
um einen Mentalitätswechsel herbeizufüh-
ren. Neben den politischen Akteuren könnte
der Stabilitätsrat durch die öffentliche Bloß-
stellung die Schuldenbegrenzungsregeln bre-
chender Regierungen ein Bewusstsein bei
den Wahlberechtigten hierfür schaffen und
die betroffenen Regierungen somit unter
Druck setzen.111 Das Verantwortungsbe-
wusstsein der Bürger für die staatlichen Aus-
gaben könnte auf Länderebene durch ein

Finanzreferendum für Ausgaben ab oder bis
zu einer bestimmten Höhe, so wie es in der
Schweiz auf kantonaler Ebene erfolgreich
etabliert wurde,112 gestärkt werden. Um al-
lein den wirksamen Effekt zu erreichen, der
fraglichen Neuausgabe die dafür nötigen
Steuererhöhungen gegenüber zu stellen, be-
dürfte es zum Beispiel im Rahmen einer
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Vertrauen in Kontrolle −
Wie justitiabel ist die Schuldenbremse des Grundgesetzes?

von Dr. Maxi Koemm

usammenfassung: Das stete An-
wachsen des gesamtstaatlichen
Schuldengebirges muss mit Rück-

sicht auf künftige Generationen gestoppt wer-
den. Um dies zu erreichen, wurde mit der
Föderalismusreform II die sogenannte Schul-
denbremse in das Grundgesetz aufgenommen.
Ausgehend von der Prämisse, dass eine mode-
rate öffentliche Verschuldung durchaus sinnvoll
sein kann, widmet sich der Beitrag den Er-
folgsaussichten der Schuldenbremse mit Blick
auf ihre Durchsetzbarkeit. Denn von dieser
hängt ihr Erfolg angesichts der vielfachen
Überdehnung und Verletzung der Vorgänger-
regelung in der Vergangenheit maßgeblich ab.
Der Beitrag kommt zu dem Ergebnis, dass die
Schuldenbremse selbst insoweit einen Fort-
schritt darstellt, darüber hinaus aber beglei-
tende Veränderungen, etwa im Rahmen der
Kontrollverfahren, sinnvoll sein können.

Einleitung: Ein Loch ist im Eimer –
Zwei Billionen Euro Schulden zeugen
von Handlungsbedarf
Die gesamtstaatliche Verschuldung in der
Bundesrepublik Deutschland hat bereits im
Jahr 2011 die Zwei-Billionen-Marke über-
schritten.1 Ein erheblicher Teil der Staats-
einnahmen muss für Zins- und Tilgungs-
zahlungen aufgewendet werden, ohne dass
dadurch die hohen Altschulden nachhaltig
abgebaut würden. Der Staat begibt sich so
nach und nach seiner finanziellen Hand-
lungsmöglichkeiten; diese werden zum
Nachteil künftiger Generationen immer
weiter eingeschränkt. Wie kann diese Ent-
wicklung gestoppt, wie kann das „Loch im
Eimer“2 gestopft werden? 
Eine Kreditfinanzierung staatlicher Aufga-
ben hat nicht per se ausschließlich nachtei-
lige Wirkungen: Sie kann durchaus sinnvoll
sein – etwa bei kurzfristigen „Haushaltslö-

chern“,3 die kurzfristig nicht durch andere
Einnahmen ausgeglichen werden können,
und zum Ausgleich konjunktureller Schwan-
kungen.4 Auch entspricht es grundsätzlich
der Generationengerechtigkeit5, wenn heute
für zukunftsbegünstigende Investitionen
Kredite aufgenommen werden, die dann
von den die Nutzen tragenden künftigen
Generationen durch die „Steuern von mor-
gen“6 finanziert werden.7

Allerdings werden die künftigen Generatio-
nen in Deutschland wegen der demografi-
schen Entwicklung ohnehin stärker belastet
sein als wir.8 Ihre Entscheidungs- und
Handlungsmöglichkeiten dürfen nicht
immer weiter, sie dürfen nicht übermäßig
eingeschränkt werden. In Verantwortung für
kommende Generationen ist bei der staatli-
chen Kreditfinanzierung Zurückhaltung an-
gezeigt. Dies ist ein moralisches Gebot und
zugleich eine wesentliche Forderung des
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